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Rülke und Haußmann: Außer Sonntagsreden und Kurzförderprogrammen
nichts gewesen – die Altenpflege braucht endlich mehr landespolitische
Impulse

Akutprogramm für Altenpflege notwendig statt dauernder „Projektitis“.

In der Landespressekonferenz der FDP/DVP-Fraktion zum Thema „10-Punkte-Akut-Programm der FDP-
Landtagsfraktion für den Bereich Altenpflege“, sagt Dr. Hans-Ulrich Rülke, Vorsitzender der FDP/DVP-
Fraktion:

„Die Altväterkoalition um Ministerpräsident Kretschmann sollte schon aus eigenem Interesse alles tun,
um die Altenpflege bei ihren enormen Herausforderungen zu unterstützen. Tatsächlich hat
Ministerpräsident Kretschmann in den elf Jahren seiner Regierungszeit bisher jedoch kein besonderes
Augenmerk auf die Bewältigung des demografischen Wandels gelegt. Jetzt ist die Situation in der
Altenpflege dramatisch. Über einen Flickenteppich zeitlich befristeter Förderprogramme im
Pflegebereich kommt die Landespolitik nicht hinaus. Struktur und Planungssicherheit auf Basis
vernünftiger Vorausberechnungen für die Altenpflege lassen sich nicht erkennen. Wir brauchen endlich
mehr landespolitische Impulse.“

 

Jochen Haußmann, gesundheitspolitischer Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, fordert:

„Die Zahl der Pflegebedürftigen steigt enorm an, das Personal fehlt, der Mix verschiedener fachlicher
Qualifikationen ändert sich, die Kosten steigen – das ist die heutige Situation in der Altenpflege im Land.
Wir fordern eine sofortige Entlastungsoffensive für die Altenpflege und ein Ende der „Projektitis-Politik“
in Form zeitlich befristeter Förderprogramme. Die Altenpflege braucht mehr Entbürokratisierung und
Flexibilität bei der Umsetzung ihres Pflegeauftrags. Wir fordern, die Fachkraftquote zu flexibilisieren, rein
quantitative Besetzungsvorgaben auszusetzen und Einrichtungen Übergangsregeln der
Personalbemessung zum neuen System zuzugestehen. Die geltende Landesheimbauverordnung und das
Wohn-, Teil- und Pflegegesetz ist ein Korsett, das der notwendigen Flexibilität und Innovation keinen
Raum lässt und schnellstens an neue Wohnformen angepasst werden muss.
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Die Landesregierung hat den demografischen Wandel komplett verschlafen und muss jetzt endlich mehr
gegen den pflegerischen Personalmangel tun. Ohne Zuwanderung von ausländischen Arbeitskräften
nach Baden-Württemberg sind die Herausforderungen der kommenden Jahre nicht zu stemmen. Dafür
müssen Anwerbeprogramme aufgelegt und Anerkennungsverfahren für ausländische Beschäftigte
vereinfacht werden, denn: Bürokratie darf nicht zum Verhinderungsgrund für eine zügige Integration in
einen stark belasteten Arbeitsmarkt führen. Wir fordern außerdem, dass Ausbildungszahlen erhöht und
Teilzeitausbildungen ermöglicht werden.

Die Pflegebranche bewährt sich im Kampf um Arbeitskräfte nur, wenn die Arbeitsbedingungen in der
Altenpflege attraktiver werden.

 

Bei der Anwendung digitaler Innovationen hinken wir bei der Pflege anderen Ländern hinterher – sowohl
im Unterstützungsbereich als auch beim Bürokratieabbau. Wir fordern, dass die Landesregierung das
geltende Landesrecht auf Digitalisierungspotential überprüft, telepflegerische Projekte unterstützt,
digitale Kompetenzen in den Ausbildungsverordnungen verankert und endlich die Vielzahl bestehender
Pflegeangebote auf einer übersichtlichen digitalen Plattform bündelt.

 

In Baden-Württemberg werden 80% der pflegebedürftigen Menschen zu Hause gepflegt, Tendenz
steigend. Ist das Land darauf vorbereitet? Unklar. Wir fordern eine Bedarfsplanung für die tages- und
Kurzzeitpflege sowie die Weiterentwicklung der befristeten Förderung von Kurzzeit- und
Tagespflegeplätze, um pflegende Angehörige zu entlasten.

 

Minister Lucha sorgt mit seinem Druck auf die Stadt- und Landkreise bei der einrichtungsbezogenen
Impfpflicht dafür, dass sich die Versorgungsengpässe im Gesundheitswesen noch mehr zuspitzen.
Deshalb fordern wir ihn auf, dass das Land auf den Ermessensspielraum durch die Gesundheitsämter
hinweist, damit wir keine weiteren Beschäftigten im Gesundheits- und Pflegebereich verlieren.“

 

10-Punkte-Akut-Programm zur Altenpflege der FDP-Landtagsfraktion:

Personalbemessungsverfahren: Flexibilisierung der Fachkraftquote und mehrjährige1.
Übergangsregelung der Personalbemessung; Entwicklung der notwendigen Ausbildungsstrukturen
und –inhalte für die neue Personalbemessung und Umsetzung von Teilzeitausbildungsmodellen
Impulse für die Gewinnung von in- und ausländischen Pflegehilfs- und Pflegefachkräften: Pakt2.
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für Pflegeberufe mit der Arbeitsagentur zur Förderung der Aus- und Weiterbildung, einfachere und
schnellere Anerkennungsverfahren, Beibehaltung der einjährigen Pflegeausbildung und Erhöhung
der Ausbildungszahlen
Digitalisierung, Alters-Assistenzsysteme und Pflege-Innovationen: Entwicklung einer3.
landesweiten digitalen Informationsplattform, Integration digitaler Kompetenzen in
Ausbildungsverordnung und Förderung telepflegerischer Projekte.
Keine Beschäftigungsverbote im Gesundheitswesen durch die einrichtungsbezogene4.
Impfpflicht: Verständigung auf eine einheitliche Umsetzung durch die Gesundheitsämter unter
Ausübung ihres Ermessensspielraums zur Abwendung von Beschäftigungsverboten
Harmonisierung der Prüfungen des Medizinischen Dienstes und der Heimaufsicht: 5.
Entbürokratisierung und Flexibilisierung der Doppelprüfungen und aufgrund der aktuellen
Personalsituation Ankündigung ihrer Besuche bis mindestens 31.12.2022
Novellierung der Landesheimbauverordnung und des Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetzes:6.
Steigerung der ambulant betreuten Wohngruppen sowie Ermöglichung innovativer Wohnformen
durch flexiblere Regelungen
Beteiligung der Pflegevertretungen zur Stärkung des Berufsstandes der Pflegekräfte und7.
Zurückstellung des geplanten Gesetzentwurfes zur Landespflegekammer zugunsten einer
Befragung aller professionell Pflegenden wie im Koalitionsvertrag der Bundesregierung
vorgesehen.
Prüfung des Bedarfs von Kurzzeit- und Tagespflegeplätzen und strukturelle Regelförderung8.
dieser Plätze
Stärkung der häuslichen Pflege durch Evaluierung der bestehenden Entlastungsangebote und9.
Verlängerung des Entlastungsbetrags für Hilfen von Nachbarn
Aktuelle Kostenentwicklung in der Pflege antizipieren und prüfen, welche Möglichkeiten10.
bestehen, außerordentliche Kostensteigerungen bei Pflegeeinrichtungen abzumildern.

 

https://fdp-landtag-bw.de/10-punkte-akut-programm-zur-altenpflege/

 


